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§ 1

Geltungsbereich

1. Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen (nachfolgend
AEB) gelten ausschließlich für alle unsere Geschäftsbeziehungen mit
unseren Kunden (Geschäftspartnern und Lieferanten), soweit nichts
anderes vereinbart ist und kein zwingendes Recht entgegensteht. Die
AEB gelten nur, wenn der Kunde Unternehmer (§ 14 BGB), eine
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. Dann aber erfolgen alle von uns jetzt
oder in Zukunft abgegebenen Erklärungen, Auskünfte, Angebote,
Verträge, Lieferungen, sowie allgemein alle diesbezüglichen
Beratungs- und Serviceleistungen, einschließlich des Kundendienstes
und der in diesem Rahmen erbrachten Lieferungen und Leistungen auf
Grundlage dieser Bedingungen. Spätestens mit der Entgegennahme
der Waren und Leistungen gelten diese Bedingungen als
angenommen. Sie gelten auch für alle künftigen Geschäfte mit dem
Kunden.

2. Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder
die Lieferung beweglicher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob
der Verkäufer die Ware selbst herstellt oder bei Zulieferern einkauft.
Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der zum Zeitpunkt
der Bestellung des Kunden gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt
in Textform mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für
gleichartige künftige Verträge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder
auf sie hinweisen müssten.

3. Entgegenstehende oder von den AEB abweichende Bedingungen des
Kunden erkennen wir nicht an, es sei denn, wir hätten ihnen
ausdrücklich schriftlich zugestimmt. Dieses Zustimmungserfordernis
gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der Kunde im
Rahmen der Bestellung und/oder Auftragsbestätigung auf seine AEB
verweist und wir dem nicht ausdrücklich widersprechen. Unsere AEB
gelten auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender oder von
unseren AEB abweichenden Bedingungen des Kunden und/oder
Lieferanten die Waren vorbehaltslos annehmen oder bezahlen.

§ 2
Vertragsschluss

1. Unbeschadet eventueller Absprachen in Rahmenlieferungsverträgen
oder Daueraufträgen ist der Lieferant verpflichtet, unsere Bestellung
innerhalb einer Frist von 2 Wochen anzunehmen.

2. Die Annahme kann entweder schriftlich (z.B. durch
Auftragsbestätigung) oder durch vorbehaltslose Auslieferung oder
auch Versendung der Ware erklärt werden. Schriftlichkeit in Sinne
dieser AEB schließt Schrift- und Textform (z. B. Brief, E-Mail, Telefax)
ein. Dementsprechend sind auch nach Vertragsschluss
rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Kunden in Bezug auf
den Vertrag (z. B. Fristsetzung) schriftlich abzugeben.

3. Unsere Absatzmittler, insbesondere Zwischenhändler,
Handelsvertreter oder Angestellte, sind nicht bevollmächtigt,
mündliche Nebenabreden zu treffen oder mündliche Zusicherungen,
Erklärungen oder Informationen zu geben, die dem Vertrag,
insbesondere einer von uns erklärten Bestellung widersprechen, von
ihr abweichen oder über ihren Inhalt hinausgehen. Solche Erklärungen
gelten verbindlich nur, wenn sie von uns schriftlich anerkannt wurden.

§ 3
Lieferfrist und Lieferverzug

1. Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. Wenn
die Lieferzeit in der Bestellung nicht angegeben und auch nicht
anderweitig vereinbart wurde, beträgt sie 2 Wochen ab
Vertragsschluss. Soweit aufgrund eines Rahmenvertrages oder
Dauerauftrages eine Lieferung in mehreren Teilleistungen zu erfolgen
hat, so ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, jeden Monat im gleich
hohen Umfang zu liefern, und zwar spätestens jeweils zum Ende eines
jeden Monats. Mengenabweichungen von nicht mehr als 10 % von dem
in einem Rahmen- bzw. Dauervertrag vorgesehenen Umfang einer
Teilleistung werden hingenommen, soweit der Lieferant insgesamt
nicht mit mehr als den Umfang einer vereinbarten Teilleistung im

Rückstand ist und am Ende eines jeden Kalenderjahres die vereinbarte
gesamte Jahresmenge vollständig geliefert wird. Endet der Vertrag
unterjährig, muss spätestens zum Beendigungszeitpunkt die bis dahin
geschuldete Liefermenge geliefert werden.

2. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu
setzen, wenn Umstände eintreten oder ihm erkennbar werden, aus
denen sich ergibt, dass die bedungene Lieferzeit nicht eingehalten
werden kann. Erbringt der Verkäufer seine Leistung nicht oder nicht
innerhalb der vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in Verzug, so
bestimmen sich unsere Rechte – insbesondere auf Rücktritt und
Schadensersatz – nach den gesetzlichen Vorschriften. Die
Regelungen in Abs. 3 bleiben unberührt.

3. Im Falle des Lieferverzuges können wir – neben weitergehenden
gesetzlichen Ansprüchen – pauschalierten Ersatz unseres
Verzugsschadens i.H.v 1% des Nettopreises pro vollendete
Kalenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5% des
Nettopreises der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis
vorbehalten, dass ein höherer Schaden entstanden ist. Dem Verkäufer
bleibt der Nachweis vorbehalten, dass überhaupt kein oder nur ein
wesentlich geringerer Schaden entstanden ist.

§ 4
Gefahrenübergang

1. Der Verkäufer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht
berechtigt, die von ihm geschuldete Leistung durch Dritte (z.B.
Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Verkäufer trägt das
Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas
anderes vereinbart ist (z.B. Beschränkung auf Vorrat).

2. Die Lieferung erfolgt, sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist,
innerhalb Deutschlands „frei Haus“ an den in der Bestellung
angegebenen Ort. Ist der Bestimmungsort nicht angegeben und nichts
anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren Geschäftssitz in
Oberkirch zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der
Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung
(Bringschuld).

3. Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum
(Ausstellung und Versand), Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und
Anzahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum und Nummer)
beizulegen. Fehlt der Lieferschein oder ist er unvollständig, so haben
wir hieraus resultierende Verzögerungen der Bearbeitung und
Bezahlung nicht zu vertreten.

4. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen
Verschlechterung der Sache geht mit Übergabe am Erfüllungsort auf
uns über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den
Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei einer
Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkvertragsrechts
entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, wenn wir
uns im Annahmeverzug befinden.

5. Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen
Vorschriften. Der Verkäufer muss uns seine Leistung aber auch dann
ausdrücklich anbieten, wenn für eine Handlung oder Mitwirkung
unsererseits (z. B. Bereitstellung von Material, Abholung der Ware)
eine bestimmte oder bestimmbare Kalenderzeit vereinbart ist. Soweit
die Ware von uns abgeholt werden muss, hat der Verkäufer dafür
Sorge zu tragen, dass an der Ab- bzw. Beladestelle neben der
Gewährleistung einer ausreichenden Verkehrssicherheit auch
genügend Raum vorhanden ist, die ein problemloses, zügiges Ab- bzw.
Beladen ermöglichen.

6. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der Verkäufer nach den
gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwendungen verlangen
(§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Verkäufer herzustellende,
unvertretbare Sache (Einzelanfertigung), so stehen dem Verkäufer
weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung verpflichtet
und das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertreten haben.
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§ 5
Preise und Zahlungsbedingungen

1. Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle Preise
verstehen sich zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht
gesondert ausgewiesen ist. Mangels abweichender schriftlicher
Vereinbarung schließt der Preis "frei Haus" alle Leistungen und
Nebenleistungen ein, inklusive eventuelle Transportkosten, Zoll,
Verzollung- und Verpackungskosten sowie eventuelle Kosten für eine
Haftpflichtversicherung.

2. Der vereinbarte Preis ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, innerhalb
von 30 Kalendertagen ab vollständiger Lieferung und Leistung
(einschließlich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer
ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir Zahlung
innerhalb von 14 Kalendertagen leisten, gewährt uns der Verkäufer 2%
Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung. Bei Banküberweisung ist
die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser Überweisungsauftrag vor
Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; für Verzögerungen
durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind wir nicht
verantwortlich.

3. Rechnungen können wir nur bearbeiten, wenn diese - entsprechend
den Vorgaben unserer Bestellung - ordnungsgemäß mit allen
dazugehörigen Unterlagen und Daten und unter Angabe der in der
Bestellung ausgewiesenen Bestellnummer eingereicht wurden.

4. Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug gelten
die gesetzlichen Vorschriften.

5. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des
nicht erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir
sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen zurückzuhalten,
solange uns noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften
Leistungen gegen den Verkäufer zustehen.

§ 6
Eigentumsvorbehalt

Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Rücksicht auf
die Zahlung des Preises zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein
durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot des Verkäufers auf
Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Verkäufers
spätestens mit Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im
ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur
Weiterveräußerung der Ware unter Vorausabtretung der hieraus
entstehenden Forderung ermächtigt (hilfsweise Geltung des einfachen und
auf den Weiterverkauf verlängerten Eigentumsvorbehalts).
Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des
Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und
der auf die Weiterverarbeitung verlängerte Eigentumsvorbehalt.

§ 7
Mängelgewährleistung

1. Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Verkäufer insbesondere
dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarte
Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten
jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere
durch Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung –
Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise wie
diese AEB in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen
Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, vom Verkäufer oder
vom Hersteller stammt.

2. Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die
gesetzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe:
Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei
unserer Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung
einschließlich der Lieferpapiere offen zu Tage treten (z. B.
Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei
unserer Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind.
Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht keine
Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine
Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls
nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere
Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. Unbeschadet

unserer Untersuchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige)
jedenfalls dann als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb
von 3 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Mängeln,
ab Lieferung abgesendet wird.

3. Die gesetzlichen Mangelansprüche bei Sach- und Rechtsmängeln der
Waren (einschließlich Falsch- und Minderlieferung) sowie bei
sonstigen Pflichtverletzungen durch den Verkäufer stehen uns
ungekürzt zu; unabhängig davon sind Sie grundsätzlich berechtigt,
vom Lieferanten nach unserer Wahl Mangelbeseitigung oder
Ersatzlieferung zu verlangen. In diesem Fall ist der Lieferant
verpflichtet, alle zum Zweck der Mangelbeseitigung oder der
Ersatzlieferung erforderlichen Aufwendungen zu tragen. Das Recht auf
Schadensersatz, insbesondere das auf Schadensersatz statt der
Leistung bleibt ausdrücklich vorbehalten.

§ 8
Lieferantenregress

1. Unsere gesetzlich bestimmten Aufwendungs- und Regressansprüche
innerhalb einer Lieferkette (Lieferantenregress z. B. gem. §§ 478 und
445a BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen
uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die Art
der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom
Verkäufer zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall
schulden; bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen
Inhalten gilt dies auch im Hinblick auf die Bereitstellung erforderlicher
Aktualisierungen. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB)
wird hierdurch nicht eingeschränkt.

2. Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten
Mangelanspruch (einschließlich Aufwendungsersatz gem. §§ 445a
Abs. 1, 439 Abs. 2, 3, 6 S. 2, 475 Abs. 4 BGB) anerkennen oder
erfüllen, werden wir den Verkäufer benachrichtigen und unter kurzer
Darlegung des Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten.
Erfolgt eine substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb
angemessener Frist und wird auch keine einvernehmliche Lösung
herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte
Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Verkäufer
obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis.

3. Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die
mangelhafte Ware durch uns, unseren Abnehmer oder einen Dritten,
z.B. durch Einbau, Anbringung oder Installation, mit einem anderen
Produkt verbunden oder in sonstiger Weise weiterverarbeitet wurde.

§ 9
Produkthaftung

1. Ist der Verkäufer für einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns
insoweit von Ansprüchen Dritter auf erstes Anfordern freizustellen, als
die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt
ist und er im Außenverhältnis selbst haftet.

2. Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Verkäufer
Aufwendungen gem. §§ 683, 670 BGB zu erstatten, die sich aus oder
im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter einschließlich
von uns durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. Über Inhalt und
Umfang von Rückrufmaßnahmen werden wir den Verkäufer – soweit
möglich und zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur
Stellungnahme geben. Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben
unberührt.

§ 10
Schlussbestimmungen

1. Die gesamten Vertragsbeziehungen, einschließlich der Form, des
Zustandekommens, der Auslegung, der Erfüllung, unterliegen in jeder
Hinsicht und umfassend den materiellen Sachvorschriften des Rechts
der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmungen des UN-
Kaufrechts finden keine Anwendung.

2. Ausschließlicher Gerichtstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis
mittelbar und unmittelbar ergebenden Streitigkeiten ist unser Sitz. Wir
sind daneben berechtigt, nach eigener Wahl auch am Sitz des Kunden
zu klagen.


